

Fachbereich 6:
Bauverwaltung
Stellungnahme zu 

Vorlage - FDP/0160/16 „Neue Siedlungs- und Gewerbeflächen in Rödermark“ vom 20.06.2016

Zu 1)

Eine entsprechende Bennennung widerspräche den Baulandentwicklungsgrundsätzen der Stadt.

Zu 2)

Eine grundsätzliche Aufnahme der nicht beplanten Innenbereiche (§34er-Gebiete)  in Bebauungspläne ist nicht sinnhaft. Dies wäre im Übrigen auch extrem aufwändig (überschlägig Personalkosten von 3 Mannjahren und Sachkosten von ca. 500.000 €.  Einzelfallbezogen kann sich ein solches Erfordernis zur Überplanung jedoch  ergeben. In der Vergangenheit wurde selbiges deswegen vereinzelt auch praktiziert. (Beispiel Industrie- und Gewerbegebiet Ober-Roden.

Zu 3)

Dies lässt sich nicht pauschal beantworten und würde eine extrem aufwändige Einzelfallrechereche erforden.

Dort, wo der faktische Gebietscharakter sehr stark von der Festlegung im Bebauungsplan abweicht, prüft der Magistrat eine Überplanung (Beispiel: Odenwaldstraße)

Zu 4)

Siehe Punkte 2 und 3

Zu 5)

Da es noch keinen Rödermarkplan gibt und darüber hinaus noch nicht geklärt ist, ob dieser konkrete Gebietsfestlegungen vornehmen soll, ist diese Frage derzeit nicht beantwortbar.
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